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Einleitung

Der Deutsche Verein hat zuletzt im Jahr 1990 eine umfassende Broschire , Vor-
schlage zur Weiterentwicklung der Sozialhilfe” vertéffentlicht. Die Ausarbeitung
ging zurlick auf einen Beschluss des damaligen Vorstands des Deutschen Ver-
eins (heute Prasidium), ,kritisch die derzeitige Situation der Sozialhilfe zu be-
leuchten und Uberlegungen fir eine Weiterentwicklung anzustellen”".

Seitdem hat die Sozialhilfe erhebliche Anderungen erfahren. Die gravierendste
Anderung erfolgte zum 1. Januar 2005. In diesem Jahr wurden das Sozialhilfe-
recht des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) und die Grundsicherung im Alter
bei Erwerbsminderung, die kurzzeitig in einem eigenen Grundsicherungsgesetz
(GSIiG) geregelt war, in das neue Zwdlfte Buch Sozialgesetzbuch — Sozialhilfe —
(SGB XIlI) eingegliedert. Gleichzeitig trat das Zweite Buch Sozialgesetzbuch —
Grundsicherung fur Arbeitsuchende — (SGB Il) in Kraft. Abweichend vom BSHG
wird die Hilfe zum Lebensunterhalt seitdem pauschaliert erbracht; Leistungen
fir Unterkunft und Heizung werden nunmehr in tatsachlicher Hohe gewahrt,
soweit sie nicht den der Besonderheit des Einzelfalls angemessenen Umfang
Ubersteigen.

Die heutigen Regelungen des SGB XlI bedirfen dringend einer Uberarbeitung
mit dem Ziel einer Rechtsvereinfachung und Entburokratisierung. So umfasst
das SGB Xl Regelungen, die sich in der Praxis als verwaltungsaufwendig und
fehleranfallig erwiesen haben. Darlber hinaus besteht ein Anpassungsbedarf
aufgrund jingster gesetzlicher Anderungen mit Auswirkungen auf die Sozialhil-
fe. Das Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz (RBEG vom 22. Dezember 2016), das
Bundesteilhabegesetz (BTHG vom 23. Dezember 2016) sowie die Pflegestar-
kungsgesetze (PSG | bis lll der Jahre 2015 bis 2017) fuhren in den Sozialverwal-
tungen und Beratungsstellen zu erhéhtem Arbeitsaufwand in der Rechtsanwen-
dung. Die vollstandige Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes zum 1. Januar
2020 mit der aufgrund der Personenzentrierung erforderlichen Trennung von
Fachleistungen und Existenzsicherung fur Menschen mit Behinderungen und
insbesondere die Regelungen fir ,besondere Wohnformen” verstarken die
Problematik, dass sich die vorhandenen Systeme zur Existenzsicherung (Hilfe
zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel SGB XII, Grundsicherung im Al-
ter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel SGB XlI, Grundsiche-
rung fur Arbeitsuchende nach dem SGB Il) in Bezug auf zu deckende Bedarfe
und einzusetzende Einkommen — teilweise mit der Begriindung der Bertcksich-
tigung unterschiedlicher Zielsetzungen der Gesetze und unterschiedlicher Per-
sonengruppen — auseinander entwickeln. Zur Deckelung pflegerischer Bedarfe
nach dem Pflegestarkungsgesetz verweist der Deutsche Verein auf seine Emp-
fehlung, vor dem Hintergrund des Grundsatzes ,ambulant vor stationar” zu
prufen, ob die Sonderrechtsnachfolge nach § 19 Abs. 6 SGB Xl auf Leistungen
ambulanter Pflegedienste zu erstrecken ist.?

Der Deutsche Verein pladiert fir rechtssichere, transparente und nachvollzieh-
bare Regelungen des SGB XII, vereinfachte Verwaltungsverfahren und bedarfs-

1 Deutscher Verein: Vorschlage zur Weiterentwicklung des Sozialhilferechts, Frankfurt am Main 1990, S. 2.
2 Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Bedarfsdeckung nach dem Dritten Pflegestarkungsgesetz, in: NDV 2019,
289-294.
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gerechte Leistungen als eine notwendige Grundlage, um die Aufgabe der Sozi-
alhilfe auch weiterhin zu erfillen. Diese besteht darin, den leistungsberechtig-
ten Personen die Filhrung eines menschenwdrdigen Lebens zu ermdglichen und
sie dabei soweit wie méglich zu beféhigen, unabhangig von Sozialhilfe zu le-
ben.

Mit den vorliegenden Empfehlungen wendet sich der Deutsche Verein in erster
Linie an den Bundesgesetzgeber, teilweise an die Landesgesetzgeber. Die Emp-
fehlungen zeigen unter Hinweis von Problemanzeigen aus der Praxis auf, wel-
che Regelungen des SGB XII besonders verwaltungsaufwendig und fehleranfal-
lig sind und daher einer Klarstellung und Rechtsfortentwicklung bedurfen.
Diese Rechtsfortentwicklung soll zu einer leichteren Handhabbarkeit und zur
Vermeidung fehlerhafter Rechtsanwendung beitragen. Die Empfehlungen ent-
halten aber darUber hinaus auch bereits erste Hinweise auf systematische Fra-
gen, die es kinftig zu klaren gilt und die das Sozialhilfesystem mit seinen ver-
schiedenen Hilfearten insgesamt betreffen (vgl. z.B. die Hinweise zum unter-
schiedlichen Einsatz von Einkommen und zur Einkommensbereinigung).

Empfehlungen zu Regelungen des SGB Xll im Einzelnen
Zweites Kapitel: Leistungen der Sozialhilfe

§ 19 Abs. 1-2 SGB XIlI Leistungsberechtigte

® Problemdarstellung:

§19 Abs. 1 und §27 Abs. 1 SGB Xl sowie § 19 Abs.2 und 41 Abs. 1 SGB XII
sind inhaltlich weitestgehend deckungsgleich. Neben dieser unnétigen Doppe-
lung kann dies in der Praxis zu Unklarheiten dariber fihren, welche Rechts-
grundlage fur den jeweiligen Leistungsanspruch in einem Leistungsbescheid zu
benennen ist.

e [bsungsvorschlag:

Um die Regelungen des SGB Xl zu straffen, Unklarheiten zu beseitigen und
letztlich dadurch die Verwaltungspraxis zu vereinfachen, empfiehlt der Deutsche
Verein, § 19 Abs. 1 bis 2 SGB Xl in einem Absatz 1 neu zusammenzufassen. Die
bisherigen Absatze 3 bis 6 werden in der Folge zu § 19 Abs. 2 bis 5 SGB XIl. In
dem zusammengefassten § 19 Abs. 1 SGB Xll kénnte dann namentlich auf die
§§ 27 und 41 SGB Xl verwiesen werden, welche die Leistungsberechtigung fur
die jeweiligen Hilfearten der Hilfe zum Lebensunterhalt sowie der Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung in den betreffenden Kapiteln 3 und 4
normieren.

§ 23 SGB XII Sozialhilfe fiir Auslanderinnen und Auslénder

® Problemdarstellung:

Die Prifung von Ansprichen fir Auslanderinnen und Auslander auf Leistungen
nach dem SGB XIl gemaB §23 SGB Xl erfordert von den Fachkraften in den
Sozialamtern umfassende Kenntnisse des Freizligigkeitsrechts. Die Rechtslage
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far Staatsangehdrige von Vertragsstaaten des Europaischen Flrsorgeabkom-
mens (kurz: EFA-Angehorige) ist sehr komplex. Es bedeutet fur alle Beteiligten
eine besondere Herausforderung, wenn das Ausldnderrecht berlhrt ist. Die
aktuelle Rechtsprechung des BSG geht nur auf das Vorliegen der materiellen
Freizligigkeit ein (z.B. BSG, Entscheidung vom 9. August 2018, B 14 AS 32/17).
Nicht betrachtet wird hingegen, dass auch andere Aufenthaltsrechte vorliegen
kdnnen. Denn der Leistungsausschluss nach § 23 Abs. 3 Satz 1 SGB XlI bezieht
sich auch auf

e Auslander/innen, die bestimmte (materielle) Aufenthaltsrechte haben (§ 23
Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 SGB XlI: die nach der Verordnung [EU] 492/2011 als aktu-
ell oder ehemalig beschaftigte Elternteile von Kindern in Schulausbildung
oder in Berufsausbildung, inzwischen ohne Arbeitnehmerstatus die Betreu-
ung des schulpflichtigen Kindes wahrnehmen) oder

e Unionsburger/innen, die z.B. wegen Arbeitssuche oder wahrend der ersten
drei Monate des Aufenthalts hier sind und nicht als Arbeitnehmer/innen oder
Selbststandige freizligigkeitsberechtigt (§23 Abs.3 Satz1 Nr.1 und 2
SGB XlI), aber dennoch freizligigkeitsberechtigt sind.

Diese Personengruppen halten sich erlaubt in Deutschland auf und haben,
wenn sie Staatsangehdrige von Vertragsstaaten des Europaischen Flrsorgeab-
kommens sind, einen Leistungsanspruch nach SGB XII (nicht nur nach §23
Abs. 1 SGB XII), unabhdngig von dem Leistungsausschluss in § 23 Abs. 3 Satz 1
SGB XIlI. Da zu den EFA-Staaten auch Nicht-EU-Staaten gehoren (Island, Norwe-
gen, Tlrkei), deren Staatsangehorige kein Freiztigigkeitsrecht, sondern nur ein
Aufenthaltsrecht haben kénnen, sollte die Formulierung auch darauf eingehen.
Trotz der Zugehorigkeit zu einem der EFA-Staaten kdénnen die Personen keine
SGB Il-Leistungen beziehen, weil die Bundesregierung fir das Europaische Fiir-
sorgeabkommen 2011 einen Vorbehalt im Hinblick auf Leistungen nach SGB ||
erklart hat.

e [Osungsvorschlag:

Der Deutsche Verein empfiehlt eine Klarstellung der Anspriiche fir Staatsange-
horige von Vertragsstaaten des Europadischen Flrsorgeabkommens im Gesetzes-
text.

§ 23 Abs. 3a SGB XII: Darlehen fiir Fahrkosten

® Problemdarstellung:

Fur Auslanderinnen und Auslander, die nach § 23 Abs. 3 SGB Xll u.a. von Leis-
tungen nach dem Dritten und Vierten Kapitel ausgeschlossen sind, werden ge-
maR § 23 Abs. 3a SGB Xl auf Antrag die angemessenen Kosten der Rickreise
als Darlehen Gbernommen. Die darlehensweise Gewahrung ist zum einen ver-
waltungsaufwendig und zum anderen nicht erfolgversprechend umsetzbar.
Denn nach erfolgter Rickkehr in das Heimatland ist die Beitreibung des Darle-
hens im Ausland mit unverhaltnismaBigem Verwaltungsaufwand verbunden.
Zwar konnte die Darlehensforderung bei eventueller Wiedereinreise gegenuber
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der betreffenden Person geltend gemacht werden. Hier kénnen sich jedoch
komplexe Fragen der Sachverhaltsermittlung stellen, z.B. wenn die Person bei
dem Leistungstrager noch nicht bekannt ist und dieser von der félligen Darle-
hensforderung keine Kenntnis hat.

e [Osungsvorschlag:

Der Deutsche Verein empfiehlt, die Darlehensregelung nach § 23 Abs. 3a Satz 3
SGB XlI aus Praktikabilitdtsgriinden zu streichen. Eine Unterstlitzung der Ausrei-
se durch die Ubernahme der Rickreisekosten fiir nach § 23 SGB XlI von Sozial-
leistungen ausgeschlossene Auslanderinnen und Auslander stiinde dem Sinn
und Zweck des Leistungsausschlusses nicht entgegen.

Drittes Kapitel: Hilfe zum Lebensunterhalt

§§ 27b, 42 SGB XIl Weiterer notwendiger Lebensunterhalt in
Einrichtungen

® Problemdarstellung 1:

Nach §27b Abs. 1 Satz 1 SGB XIl umfasst der notwendige Lebensunterhalt in
Einrichtungen den darin erbrachten sowie in stationaren Einrichtungen zusatz-
lich den , weiteren notwendigen Lebensunterhalt”. Durch einen entsprechen-
den Verweis in § 27b Abs. 1 Satz 2 SGB XII (Drittes Kapitel) entspricht der not-
wendige Lebensunterhalt in Einrichtungen dem Umfang der Leistungen der
Grundsicherung in Einrichtungen nach §42 Nr. 1, 2 und 4 SGB XII (Viertes Ka-
pitel). Die Bedarfe der Grundsicherung werden in dem Katalog des § 42 SGB XI
abschlieBend geregelt.

FUr stationdre Einrichtungen wird in § 27b Abs. 1 Satz 1 SGB XII klargestellt,
dass auch der weitergehende individuelle Bedarf zum Lebensunterhalt gehort.
Dieser weitere Lebensunterhalt beinhaltet nach § 27b Abs. 2 Satz 1 SGB Xl ins-
besondere Kleidung und einen angemessenen Barbetrag zur personlichen Ver-
figung. § 42 SGB Xll sieht jedoch keine Leistungen des , weiteren notwendigen
Lebensunterhaltes” im Sinne des § 27b Abs. 2 Satz 1 SGB XII vor. Aufgrund der
fehlenden Verweisung in §42 SGB XIl werden diese Leistungen in stationaren
Einrichtungen deshalb als Hilfe zum Lebensunterhalt und nicht als solche der
Grundsicherung gewahrt. Nach der Rechtsprechung des BSG? kénnen Leistun-
gen des ,weiteren notwendigen Lebensunterhaltes” jedoch gleichfalls auch
Leistungsberechtigten in der Grundsicherung gewahrt werden. Grund hierfdr ist
die Vorrangregelung des § 19 Abs.2 Satz 3 SGB XII, die den Leistungen der
Grundsicherung gegenliber den Lebensunterhaltsleistungen nur dann einen
Vorrang einrdumt, soweit diese auch in der Grundsicherung erbracht werden.
Dies ist aufgrund der fehlenden Verweisung in §42 SGB XIl gerade nicht der
Fall. Sachliche Griinde fur ein Fehlen einer Regelung im Vierten Kapitel SGB Xll
fdr Leistungen zum Lebensunterhalt leistungsberechtigter Personen der Grund-
sicherung in stationdren Einrichtungen sind nicht ersichtlich.

3 BSG, Urteil vom 15. Januar 2012, B 8 SO 25/11 R; BSG, Urteil vom 9. Juni 2011, B 8 SO 11/10 R.
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e [Osungsvorschlag Problem 1:

Der Deutsche Verein empfiehlt, § 42 SGB XIl um die Bedarfe des ,weiteren not-
wendigen Lebensunterhaltes” nach § 27b Abs. 2 SGB XII zu erweitern und da-
mit Klarheit zu schaffen.

® Problemdarstellung 2:

Fur den Bereich des SGB XII definiert § 13 Abs. 2 SGB XlI den sozialhilferechtli-
chen Einrichtungsbegriff. Hierunter fallen nach der Legaldefinition keine Ein-
richtungen richterlich angeordneter Freiheitsentziehungen. Das BSG hat einem
Klager in der Untersuchungshaft dennoch einen Barbetrag in H6he von mindes-
tens 27 % der Regelbedarfsstufe 1 gemal3 § 27b Abs. 2 Satz 2 SGB XlI in analo-
ger Anwendung zuerkannt.* Aufgrund der mit einer stationaren Einrichtung
vergleichbaren Bedarfslage sah es hier eine planwidrige Regelungslicke des
Gesetzes. Aus den Gesetzesbegrindungen zur Einordnung des Sozialhilferechts
in das Sozialgesetzbuch sowie zu nachfolgenden Gesetzesanderungen® sei er-
sichtlich, dass dem Gesetzgeber die Notwendigkeit einer Verklammerung der
Bemessung des notwendigen Lebensunterhalts von Straf- und Untersuchungs-
gefangenen mit dem sozialhilferechtlichen Bedarf zur Sicherung eines men-
schenwdirdigen Existenzminimums nicht bewusst gewesen sei. Einige Landesge-
setzgeber haben die Lucke selbst geschlossen, indem sie zumindest nach dem
jeweiligen MaBregelvollzugsgesetz einen Barbetrag zur persénlichen Verfigung
entsprechend § 27b Abs. 2 SGB XIl gewdhren. Dies ist jedoch nicht in allen Bun-
deslandern der Fall und entsprechend problematisch fir solche Léander ohne
Landesregelung.

e [Osungsvorschlag Problem 2:

Der Deutsche Verein appelliert an die Lander, eine Regelung zur Gewahrung
eines Barbetrags fur Inhaftierte in den vorrangig verpflichteten Vollzugsgeset-
zen aufzunehmen, soweit dies nicht bereits geschehen ist.

§ 35 Abs. 2 SGB XIl Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung

® Problemdarstellung:

GemaB §35 Abs.2 Satz5 SGB Xl kénnen bei vorheriger Zustimmung durch
den Sozialhilfetrager Mietkautionen und Wohnungsbeschaffungskosten Gber-
nommen werden. Mietkautionen sollen ausdricklich als Darlehen erbracht
werden. In der sozialhilferechtlichen Praxis werden Genossenschaftsanteile glei-
chermaBen Ubernommen. Dabei werden sie teilweise unter Wohnbeschaffungs-
kosten subsumiert. Eine ausdriickliche Regelung — wie z.B. im SGB Il durch § 22
Abs. 6 SGB Il - fehlt jedoch im SGB XII. Fur die Ungleichbehandlung bei Kautio-
nen ist ein Grund nicht ersichtlich. Grundsatzlich ist der Anspruch auf Rucker-
stattung des Kautionsdarlehens bzw. eines Darlehens fir Genossenschaftsantei-
le immer erst mit Ende des laufenden Leistungsbezugs bzw. zum Ende des
Mietverhaltnisses und nach angemessener Prifungsfrist durch die Vermieterin

4 BSG, Urteil vom 14. Dezember 2017, B 8 SO 16/16 R.
5 BT-Drucks. 15/1514, S. 58 ff. sowie u.a. BT-Drucks. 17/3404, S. 1201,
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fallig. Eine Aufrechnung mit den laufenden Leistungen ist nicht zuldssig und
darf von daher nicht erfolgen.

e [Osungsvorschlag:

Der Deutsche Verein empfiehlt, die Regelung des § 35 SGB Xl insoweit klarstel-
lend zu erganzen, als dass neben Kautionen auch Genossenschaftsanteile als
Darlehen gewahrt werden sollen. Hierzu kann in § 35 Abs. 2 Satz 5 SGB Xll nach
dem Wort , Mietkautionen” das Wort , Genossenschaftsanteile” eingefligt wer-
den.

§ 37 SGB Xll Erganzende Darlehen

® Problemdarstellung 1:

§ 37 Abs. 1 SGB Xll regelt die Mdglichkeit der Sozialhilfetrager, unter bestimm-
ten Voraussetzungen zur Deckung eines von den Regelsdatzen umfassten, not-
wendigen und unabwendbaren Bedarfes ein Darlehen zu vergeben, wenn zur
Bedarfsdeckung z.B. keine Rucklagen vorhanden sind. GemaB §37 Abs.4
SGB Xll ist es moglich, dass erhaltene Darlehen durch monatliche Aufrechnung
bis zu einer Héhe von 5% der Regelbedarfsstufe 1 getilgt, d.h. einbehalten
werden kdnnen. Die Einbehaltung von Regelsatzanteilen ist in Bezug auf Emp-
fanger laufender Leistungen zur Deckung des Lebensunterhalts unter dem As-
pekt der Bedarfsdeckung nicht ganz unproblematisch, auch fur mitbetroffene
Haushaltsangehorige. Fur den Fall, dass der Einstandsgemeinschaft mehrere
Personen angehoren, sind die gesetzlichen Regelungen unklar. Insbesondere ist
nicht geregelt, ob eine Aufrechnung fir alle Personen der Einstandsgemein-
schaft zuldssig ist, wenn das Darlehen nur fUr einen bestimmten Leistungsemp-
fanger gewahrt worden ist. Die Tilgungsrate von 5 % der Regelbedarfsstufe 1
stellt eine Obergrenze fur den Einbehalt dar. Es ist nicht nachvollziehbar, wenn
sie beispielsweise bei Eheleuten oder Lebenspartnern angewendet wird, obwohl
diese ihren laufenden Regelbedarf auf Grundlage der niedrigeren Regelbedarfs-
stufe 2 erhalten. Bei ihnen wirkt sich die Kiirzung dann im Verhaltnis starker aus
als bei einer Person, die Leistungen auf der Grundlage der Regelbedarfsstufe 1
erhalt. Ein sachlicher Grund fir diese Ungleichbehandlung ist nicht erkennbar.

e [Osungsvorschlag Problem 1:

Der Deutsche Verein empfiehlt, in §37 Abs.4 SGB XIl zu erganzen, dass sich
eine Kdrzung um bis zu 5 % ausschlieBlich auf die jeweilige Regelbedarfsstufe
der betroffenen leistungsberechtigten Person ausrichtet.

® Problemdarstellung 2:

Im SGB XlI gibt es verschiedene Rechtsgrundlagen, die eine Aufrechnung zulas-
sen oder eine Rickzahlung von Darlehen regeln, z.B. die Aufrechnungsmaéglich-
keiten bei Ruckforderungen nach § 50 SGB X gemal3 § 26 Abs. 2 SGB XII sowie
die Rickzahlung von Darlehen nach den 88 37 Abs. 4 und § 37a Abs. 2 SGB XII.
In beiden Fallen steht der Regelsatz den Leistungsberechtigten nicht mehr in
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vollem Umfang zur Verfligung. Im Rechtskreis des SGB Xl existiert keine gesetz-
liche Regelung darlber, inwieweit Aufrechnungen und Rickzahlungen von
Darlehen zeitgleich bzw. vorrangig vorgenommen werden, bis zu welcher Hohe
dies insgesamt moglich sein soll und bis zu welcher Dauer. Wenn die Ruckzah-
lung eines oder mehrerer Darlehen und eine Aufrechnung zusammenkommen,
ist eine starke Kirzung des monatlichen Regelsatzes moglich. Es stellt sich bei
praktischer Anwendung der Normen die Frage nach der Sicherstellung des Exis-
tenzminimums. Die Einbehaltung von Anteilen des Regelsatzes bei Personen,
die laufende Leistungen zum Lebensunterhalt beziehen, wirkt sich dartber hin-
aus auch als eine Beschrankung ihrer finanziellen Dispositionsméglichkeiten fur
notwendige bedarfsdeckende Ansparungen aus. Da eine Schutzvorschrift fehlt,
welche die Ruckforderung auf einen gewissen Zeitraum begrenzt, besteht au-
Berdem die Gefahr der Uberschuldung von Leistungsberechtigten im SGB XII,
deren Chance auf ergdnzende Einklnfte vergleichsweise gering ist.

e [Osungsvorschlag:

Der Deutsche Verein empfiehlt, eine gesetzliche Regelung in Anlehnung an die
Bestimmungen des § 43 SGB Il auch im SGB Xll aufzunehmen. Das SGB Xl soll-
te eine zentrale Regelung enthalten, die eine Gesamtobergrenze fur alle Darle-
hen und Aufrechnungsmdoglichkeiten normiert. Dartber hinaus empfiehlt der
Deutsche Verein, eine Beschrankung der Durchfihrung einer Leistungskirzung
durch Einbehalte auf drei Jahre analog der Regelung des §43 Abs.4 SGB Xl
einzufuhren. Dies wirde Uberschuldungen von Personen im Leistungsbezug
durch langjahrige Einbehalte Gber drei Jahre hinaus vermeiden und deren Dis-
positionsfahigkeit wiederherstellen. Eine Anpassung an die bereits fur Aufrech-
nungen vorhandene Regelung in § 26 Abs. 2 SGB XII wird insoweit beflrwortet.

§ 37a Abs. 2 SGB Xll Darlehen bei am Monatsende félligen Einkiinften

e Problemdarstellung:

Bei der leistungsrechtlichen Abwicklung des Ubergangs von der Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung in Rente ergeben sich auch nach der
Einfihrung des § 37a SGB XIl besondere Probleme. Hier ist die Mdglichkeit einer
Darlehensgewdhrung zur Uberbriickung der Hilfebedurftigkeit bis zur ersten
Rentenzahlung geregelt. Die Bestimmungen des § 37a SGB XII sind allerdings
nur flr Personen vorgesehen, die im Bewilligungsmonat leistungsberechtigt
sind (BT-Drucks. 18/10519), die ihren notwendigen Lebensunterhalt somit trotz
ihres Renteneinkommens weiterhin nicht ausreichend sicherstellen kénnen. Da-
gegen gibt es keine Regelung fur Personen, die ihren Lebensunterhalt aufgrund
ihres Renteneinkommens kunftig eigenstandig bestreiten kdnnen. Dies ist in
besonderer Weise problematisch, da die Grundsicherung am Anfang des jewei-
ligen Monats ausbezahlt wird, wahrend die erste Rentenzahlung fir Personen,
die seit April 2004 Rentner/innen geworden sind, aufgrund rentenrechtlicher
Bestimmung erst am Ende des ersten Rentenmonats erfolgt. Wegen des in der
Sozialhilfe durch gefestigte Rechtsprechung des Bundessozialgerichts geltenden
Zuflussprinzips sind Hilfeempfanger in diesem Monat nicht mehr bzw. nur ein-
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https://www.vdk.de/deutschland/pages/soziale_sicherung/70594/rund_um_die_grundsicherung_im_alter

geschrankt hilfebedurftig. Denn auf Leistungen der Sozialhilfe sind Einnahmen
anzurechnen, die im selben Kalendermonat zuflieBen, auch wenn diese erst am
Monatsende ausgezahlt werden. Wenn Personen mittellos sind, ist es ihnen je-
doch nicht moéglich, den Zeitraum bis zur ersten Rentenzahlung zu Uberbri-
cken, selbst wenn sie kinftig aufgrund ihres Renteneinkommens nicht mehr
bedirftig sein werden. Dies steht im Widerspruch zu dem Bedarfsdeckungsprin-
zip, das dem Recht der Sozialhilfe zugrunde liegt, und ist deshalb nicht vermit-
telbar. Hilfebedurftige Personen, die von dieser Regelung betroffen sind, verste-
hen nicht, wie sie ihre Lebenshaltungskosten des laufenden Monats (insbeson-
dere die Miete, die regelmaBig am Monatsdritten fallig wird) mit Einktnften
finanzieren sollen, die ihnen erst am Ende des Monats zugehen. Die bestehende
Regelung ist daher auch dem Vertrauen der Leistungsberechtigten in die Sozial-
verwaltung abtraglich.

e [bsungsvorschlag:

Der Deutsche Verein empfiehlt die Aufnahme einer Regelung zur ,Erstrenten-
problematik” in den Bestimmungen zum Einkommen im Elften Kapitel erster
Abschnitt (§ 82 SGB XII — siehe auch dort). Es bedarf der Regelung einer Aus-
nahme zu dem vom Bundessozialgericht definierten Zuflussprinzip. In Anleh-
nung an § 44 Abs. 1 SGB Xll a.F. kénnte diese so ausgestaltet sein, dass Veran-
derungen, die nicht zu einer Beglnstigung des Berechtigten flhren, erst ab
dem Folgemonat berlcksichtigt werden. Fir diesen Fall wird eine Streichung
des § 37a SGB XIl empfohlen.

Alternativ empfiehlt der Deutsche Verein, die Bestimmungen des § 37a SGB Xll
dahingehend zu ergénzen, dass eine Darlehensgewahrung auch fir Personen
mit einem nur einmaligen Bedarf bis zur ersten Rentenauszahlung mdéglich ist.

§ 39 SGB Xll Vermutung der Bedarfsdeckung

® Problemdarstellung:

Leben Leistungsberechtigte der Hilfe zum Lebensunterhalt gemeinsam mit an-
deren Personen in einer Wohnung oder in einer entsprechenden anderen Unter-
kunft, wird nach § 39 SGB XIl vermutet, dass sie gemeinsam wirtschaften (Haus-
haltsgemeinschaft) und dass die nachfragende Person von den anderen Perso-
nen Leistungen zum Lebensunterhalt erhalt, soweit dies nach deren Einkommen
und Vermodgen erwartet werden kann. Diese gesetzliche Vermutung einer Be-
darfsdeckung im SGB XII bezieht — anders als die Regelung in §9 Abs. 5 SGB II
— nicht nur verwandte oder verschwdagerte Personen ein, sondern auch Mitglie-
der einer reinen Zweck-Wohngemeinschaft. Die Bildung von (auBerfamiliaren)
Wohngemeinschaften sowie Untervermietungen, insbesondere in Ballungsge-
bieten, ist inzwischen auch im Alter nicht untblich. Ein Grund, warum die Be-
darfsdeckung im SGB XlI, anders als im SGB Il, auch beim Zusammenleben von
Menschen mit einer reinen Zweckverbindung vermutet wird, ist nicht ersichtlich
und insoweit nicht gerechtfertigt. Darber hinaus ist im Gegensatz hierzu im
Vierten Kapitel mit § 43 Abs. 5 SGB XlI fur die Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung eine Regelung getroffen worden, nach welcher auf die He-
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ranziehung des Unterhalts von Unterhaltspflichtigen fir ihre Angehdérigen im
Leistungsbezug verzichtet wird, sofern deren jahrliches Gesamteinkommen im
Sinne des § 16 SGB IV ,,unter 100.000 € liegt”. Kraft Gesetzes wird hier vermu-
tet, dass diese Grenze nicht erreicht ist. Grinde fur die Benachteiligung durch
die bis jetzt fehlende Privilegierung® fur die Hilfe zum Lebensunterhalt (Drittes
Kapitel) einerseits und die durch §39 SGB XIl geregelte weitergehende Inan-
spruchnahme von Personen, die mit den Personen im Leistungsbezug lediglich
durch eine reine Zweck-Wohngemeinschaft verbunden sind, andererseits, sind
nicht ersichtlich. Vielmehr bestehen starke Bedenken im Hinblick auf den
Grundsatz der Gleichbehandlung (vgl. Ausfihrungen zu §43 Abs. 5 SGB XII).

e [Osungsvorschlag:
Der Deutsche Verein empfiehlt, die Regelung der Vermutung Uber die Bedarfs-
deckung im SGB XIl gemaB § 39 SGB XIll zu streichen.

Viertes Kapitel: Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
§42a Abs. 3 SGB XIl Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung’

® Problemdarstellung:

Mit der Neuregelung des §42a Abs. 3 SGB Xl werden Bedarfe fir Unterkunft
und Heizung unter vereinfachten Bedingungen fir solche Personen anerkannt,
die Leistungen nach dem Vierten Kapitel SGB Xl erhalten und gemeinsam mit
den dort genannten nahen Angehdérigen in einer Wohnung leben, jedoch hier-
fr keinen Mietvertrag abgeschlossen haben. Dies sind meist volljahrige Leis-
tungsberechtigte mit Behinderung, die zusammen mit selbst nicht hilfebedurf-
tigen Familienangehdrigen leben.® In diesen Fallen wird der Bedarf gemaB dem
Wortlaut des § 42a Abs. 3 Satz 2 SGB XII pauschal mittels der Differenzmethode
auf der Grundlage der angemessenen Kosten ermittelt. Dies erfolgt grundsatz-
lich unabhdngig davon, ob und in welcher Héhe die Leistungsberechtigten
Unterkunftskosten im konkreten Einzelfall tatsdchlich tragen (§42a Abs.3
Satz 4 SGB XlI). Im Gegensatz zur bisherigen Praxis werden fir diesen Personen-
kreis bei der Ermittlung der Unterkunftskosten nicht mehr die tatsachlich anfal-
lenden (angemessenen) Gesamtkosten auf alle in der Wohnung lebenden Per-
sonen gleichermaBen verteilt, sondern die anteiligen Unterkunftskosten erge-
ben sich fiktiv aus der Differenz der angemessenen Kosten fur einen Mehrper-
sonenhaushalt zu den Kosten eines um eine Person verringerten Mehrpersonen-
haushalts. Dies flhrt zu einer wesentlich geringeren Bertcksichtigung von Un-
terkunftskosten in Féllen, in denen Menschen mit Behinderungen, die Grund-
sicherung beziehen, bei ihren Angehérigen leben.® In Féllen, in denen alle zu-

6  Der Referentenentwurf der Bundesregierung fiir ein Gesetz zur Entlastung unterhaltsverpflichteter Angehdriger in der
Sozialhilfe und in der Eingliederungshilfe vom 12. Juni 2019 (Angehdrigen-Entlastungsgesetz) sieht vor, die Unterhalts-
heranziehung von Eltern und Kindern mit einem Jahresbruttoeinkommen jeweils um bis zu 100.000 € in der gesamten
Sozialhilfe und Eingliederungshilfe auszuschlieBen; siehe auch die Stellungnahme der Geschaftsstelle des Deutschen
Vereins hierzu vom 3. Juli 2019 (DV 14/19).

7 Vgl. Stellungnahme der Geschéftsstelle des Deutschen Vereins zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Anderung des
Neunten und Zwélften Buches Sozialgesetzbuch und anderer Rechtsvorschriften (SGB IX/SGB XII — Anderungsgesetz)
vom 21. Mérz 2019, S.9 (DV 08/19).

8 BT-Drucks. 18/9984, S. 28.

9 Beispiel: Es wird angenommen, dass die angemessene Unterkunftskosten in einem Vierpersonenhaushalt 649,40 € be-
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sammenlebenden Familienangehorigen Sozialleistungen beziehen, werden die
Kosten der Unterkunft unabhdngig eines bestehenden Mietvertrages dagegen
nach der Kopfteilmethode Gbernommen.

§ 42a Abs. 3 SGB Xll enthalt keine Regelung fiir den Fall einer Uberdeckung. In
der Praxis wird die Vorschrift, die in Bundesauftragsverwaltung durchzufihren
ist, unterschiedlich ausgelegt. Teilweise wird davon ausgegangen, dass der zu
berticksichtigende Betrag auf den Anteil an den tatsachlichen Kosten der Unter-
kunft begrenzt sei, der bei einer Aufteilung nach Kopfteilen fir eine Person zu
berlcksichtigen ware. Teilweise werden, entgegen dem Wortlaut und der Ge-
setzesbegrindung (BT-Drucks. 18/9984, S.93), von den tatsachlichen Unter-
kunftskosten die abstrakt angemessenen Unterkunftskosten abgezogen. Diese
unterschiedliche Handhabung fihrt zu einer unterschiedlichen Behandlung von
gleichgelagerten Sachverhalten. Aktuelle tatséchliche Kosten, die Anderungen
unterworfen sein kénnen, sind oftmals unter hohem Aufwand bei den nicht
leistungsberechtigten Bewohnern (meist den Eltern) zu ermitteln. Dies er-
schwert die gesetzlich beabsichtigte Pauschalierung.

In den Regelungsbereichen des SGB Il und im Dritten Kapitel des SGB XII ist
dagegen fir die Ermittlung der angemessenen Unterkunftskosten nicht auf alle
Personen im Haushalt, sondern nur auf diejenigen Personen abzustellen, die zur
Wohngemeinschaft, Bedarfsgemeinschaft bzw. Einstehensgemeinschaft zéhlen.
Wohnen z.B. zwei Personen in einer Wohngemeinschaft zusammen, ist fir jede
der beiden Personen der Richtwert fur eine Person zugrunde zu legen. Diese
Bewertung fuhrt im Ergebnis zu einem hoheren Betrag gegeniber derjenigen,
welche die Anzahl der Personen im Haushalt zugrunde legt.

Die Neuregelung erweist sich in der Praxis als komplex. Sie ist mit einem hohen
Arbeitsaufwand verbunden. Dariber hinaus fihrt sie fur zahlreiche Betroffene
zu finanziellen Verschlechterungen, einerseits durch eine unterschiedliche
Rechtsanwendung der jeweiligen Sozialhilfetrager, andererseits bei einem
Rechtskreiswechsel vom SGB Il oder dem Dritten Kapitel SGB XIlI in das Vierte
Kapitel SGB XIlI. Aus Sicht des Deutschen Vereins liegt darin eine Ungleichbe-
handlung. Es erfolgt ein weiteres Abweichen von der Systematik. Die Handha-
bung der Differenzmethode trifft gerade solche Verwandte, die sich besonders
engagieren. Sie kdnnten sich gezwungen sehen, behinderte Angeh&rige aus
Kostengrinden in stationdren Einrichtungen unterzubringen. Das erscheint aus
Sicht des Deutschen Vereins sozialpolitisch problematisch.

e [Osungsvorschlag:

Der Deutsche Verein empfiehlt fur den Regelungsbereich des §42a Abs. 3
SGB XIl eine Anderung der Bedarfsermittlungsmethode von einer , Differenzme-
thode” zu einer , Kopfteilmethode”™. Die Kopfteilmethode ware hier gerecht
und fur jeden nachvollziehbar.

tragen. Nach der Kopfteilmethode ergeben sich 162,35 € pro Kopf. Nach der Differenzmethode errechnet man die Diffe-
renz zwischen angemessenen Unterkunftskosten fiir vier Personen (649,40 €) und denen von angemessenen Unter-
kunftskosten fir drei Personen (576,75 €). Daraus ergeben sich pro Person 72,65 €.

10  Dies gilt im Kontext der Regelung des § 42a Abs.3 SGB XII unter den derzeitigen Bedingungen und zielt ab auf eine
Anpassung der Regelungen von Unterkunftsbedarfen im Dritten und Vierten Kapitel SGB XII sowie im SGB II. Hiervon
unabhangig sind im Falle der Einfiihrung einer Kindergrundsicherung die Fragen zu verstehen, inwieweit eine einheitliche
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§43 Abs. 2 SGB Xl Freibetragsgrenze fiir Zinseinkiinfte

® Problemdarstellung:

Einnahmen aus Kapitalvermdgen sind vom Einkommen abzusetzen, soweit sie
einen Betrag von 26,—€ im Kalenderjahr nicht Ubersteigen. Bei dem gegenwarti-
gen niedrigen Zinsniveau werden die Leistungsbezieher/innen somit in der Regel
von der Anrechnung ihrer Zinseinklinfte freigestellt. Dennoch mussen Zinsein-
kiinfte durch die Leistungstrager regelhaft abgefragt und Leistungsbescheide
auch bei kleinen Zinseinnahmen aufgehoben und neu berechnet werden.

Laut Gesetzesbegrindung bei Einfihrung der Regelung betragt der Freibetrag
26,—€, da dies einem Prozent des Schonvermdgensbetrags in der damaligen
Hohe von 2.600,-€ entspricht. Im April 2017 wurde der Schonvermdgensbe-
trag jedoch auf 5.000,—€ angehoben. Es ware demzufolge folgerichtig, auch
den Freibetrag entsprechend anzuheben. Weiterhin ist das Abstellen auf ein
Zinsniveau von einem Prozent kritisch zu sehen, da der Gesetzgeber nicht von
einem auch in Zukunft gleichbleibenden niedrigen Zinsniveau ausgehen kann.
Fir die Sozialverwaltung wirde eine Anhebung des Freibetrags eine erhebliche
Entlastung bedeuten.

e [Osungsvorschlag:

Der Deutsche Verein empfiehlt eine Anpassung der Hohe der Freibetragsgrenze
zumindest auf 50,—€ im Jahr. Diese Freibetragsgrenze wirde einem Prozent des
inzwischen erhéhten Schonvermdgensbetrags entsprechen.

§ 45 SGB XII Feststellung der dauerhaften vollen Erwerbsminderung

® Problemdarstellung:

Die Leistungsberechtigung im Vierten Kapitel SGB XlI setzt nach §41 SGB Xl
u.a. das Vorliegen einer dauerhaften vollen Erwerbsminderung im Sinne des
§ 43 Abs. 2 SGB VI voraus. Hierliber entscheidet der jeweils zustandige Trager
der Rentenversicherung, der hierzu grundsatzlich gemaB §45 Satz 1 SGB Xl
ersucht wird. § 45 Satz 3 SGB Xl regelt hiervon einige Ausnahmen. Gemal3 § 45
Satz 3 Nr. 3 SGB Xl erfolgt kein Ersuchen des Rentenversicherungstragers nach
§ 45 Satz 1 SGB XII fur Beschaftigte im Arbeitsbereich sowie Personen im Ein-
gangs- und Berufsbildungsbereich einer Werkstatt fir behinderte Menschen
(WfbM). Wahrend insbesondere Beschaftigte im Arbeitsbereich einer WfbM
regelmaBig als dauerhaft voll erwerbsgemindert gelten, wird die Einordnung
dieses Personenkreises in das Vierte Kapitel SGB XII und damit die regelhafte
Annahme des Vorliegens einer dauerhaften, vollen Erwerbsminderung fur Per-
sonen im Eingangs- und Berufsbildungsbereich einer WfbM durch das BMAS
abgelehnt. Wegen einer grundsatzlich nur befristeten vollen Erwerbsminderung
sollen sie dem Grunde nach dem Dritten Kapitel des SGB Xll zuzuordnen sein.™

Bemessung des Unterkunftsbedarfs von Kindern im Unterhalts-, Steuer- und Sozialrecht und eine Anpassung im Hinblick
auf die Reduzierung von Schnittstellen geboten sind.

11 Rundschreiben des BMAS 2017/3 vom 3. Juli 2017: Dieser Bereich sei ein im Einzelfall ergebnisoffener Prozess. Aufga-
benstellung sei hier, die individuellen Mdglichkeiten fiir die Austibung einer Erwerbstatigkeit durch geeignete MaBnah-
men zu fordern und die dafir erforderlichen Fahigkeiten zu starken. Erganzende Hinweise des BMAS zum Anwendungs-
bereich des Rundschreibens 2017/3 des BMAS vom 21. November 2017. Ergebnisoffener Prozess, in dem gepriift werden
soll, ob vorrangig eine Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt (...) angezeigt ist.
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Der Bund argumentiert, dass erst nach dem Durchlaufen des Berufsbildungsbe-
reichs der Werkstattausschuss durch gesonderte Stellungnahme nach § 4 Abs. 6
der Werkstattverordnung (WVO) Gber das Vorliegen einer dauerhaften Erwerbs-
minderung entscheide und dieser Entscheidung nicht vorgegriffen werden sol-
le.™

Der Wortlaut des § 45 Satz 3 Nr. 3 SGB XII kénnte jedoch auch eine andere Deu-
tung zulassen: ,Ein Ersuchen nach Satz 1 erfolgt nicht, wenn (...) 3. Personen
in einer Werkstatt fiir behinderte Menschen den Eingangs- und Berufsbildungs-
bereich durchlaufen oder im Arbeitsbereich beschéftigt sind (...)” Personen in
verschiedenen Bereichen einer WfbM werden in dieser Ausnahmevorschrift
durch das Wort ,,oder” miteinander verbunden. Das lasst sie als vergleichbar —
hier aus demselben Grund von einem Ersuchen des Rentenversicherungstragers
ausgeschlossen — erscheinen: weil sie als dauerhaft voll erwerbsgemindert an-
zusehen sind. Dies entspricht der mehrheitlichen Auffassung der Lander' sowie
der sich bereits in verschiedenen Bundeslandern herausgebildeten Rechtspre-
chung.™

Die seitens des BMAS beflrwortete Normauslegung bewirkt fr einen gréBeren
Personenkreis eine Ungleichbehandlung. Denn der Personenkreis, bei dem sich
erst im spateren Verlauf zeigt, dass von Anfang an keine dauerhafte volle, son-
dern nur eine vorubergehende volle Erwerbsminderung bestand, ist im Ein-
gangs- und Berufsbildungsbereich einer Werkstatt fir behinderte Menschen
geringer, als der Kreis der Personen, die tatsachlich dauerhaft voll erwerbsge-
mindert sind. Da kein Ersuchen an den Rententrager stattfindet (§45 Satz 3
SGB XIlI), kann die Dauerhaftigkeit der Erwerbsminderung sodann erst im Nach-
hinein mit dem Eintritt in den Arbeitsbereich durch die gesonderte Stellungnah-
me des Fachausschusses' festgestellt werden. Die Personengruppe der dauer-
haft voll Erwerbsgeminderten im Eingangs- und Berufsbildungsbereich einer
WfbM wird damit durch die rein fiktive Einordnung als nur vortbergehend er-
werbsunfahig schlechter gestellt. Fir sie wird der Zugang zu Leistungen des
Vierten Kapitels ausgeschlossen.

e [Osungsvorschlag:

Der Deutsche Verein empfiehlt eine gesetzliche Klarstellung durch eine gesetz-
liche Fiktion in §41 SGB XII, die beinhaltet, dass Personen im Eingangs- oder
Ausbildungsbereich einer Werkstatt fir Menschen mit Behinderung ausdrtick-
lich als Leistungsberechtigte des Vierten Kapitels aufgenommen werden.'® Dies

12 Eine zuvor bereits festgestellte, dauerhafte volle Erwerbsminderung soll jedoch erhalten bleiben.

13 Schreiben Min. NRW vom 22. Marz 2018 an die Zentrale der Bundesagentur fiir Arbeit, betreffend Konsultationsverfah-
ren zum Entwurf einer Fachlichen Weisung zur Erwerbsfahigkeit (§ 8 SGB I1); Herbst-KOLS 2018 TOP 8.5: Lander wollen
von Rundschreiben des BMAS abweichen. ASMK-Beschluss vom 6./7. Dezember 2017: Aufforderung des Bundes, den
Zugang zum Vierten Kapitel zu er6ffnen (KOLS Friihjahr 2018, TOP 11.4.).

14 SGAugsburg, Urteilvom 16.Februar2018,5850 143/17, https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung? Gericht=5G%20
Augsburg&Datum=16.02.2018&Aktenzeichen=5%208%2050%20143%2F17; LSG Hessen, Beschluss vom 28. Juni 2018, L
4 50 83/18 B ER, https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=LSG%20Hessen&Datum=28.06.2018&Akt
enzeichen=1%204%2050%2083%2F18.

15  Die Fachausschusstatigkeit kann gemaB § 2 Abs.1a WVO durch ein Teilhabeplanverfahren nach den §§ 19 bis 23 SGB IX
ersetzt werden.

16 Dies wird auch vorgesehen vom Referentenentwurf der Bundesregierung fiir ein Gesetz zur Entlastung unterhaltsver-
pflichteter Angehdriger in der Sozialhilfe und in der Eingliederungshilfe vom 12. Juni 2019 (Angehérigen-Entlastungsge-
setz); siehe auch die Stellungnahme der Geschaftsstelle des Deutschen Vereins hierzu vom 3. Juli 2019 (DV 14/19).
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kdnnte in §41 Abs. 1 SGB XlI erfolgen, indem nach dem Wort ,Inland” die
Worter ,sowie Personen im Eingangs- und Berufsbildungsbereich einer Werk-
statt fur behinderte Menschen” eingefligt werden.

Elftes Kapitel: Einsatz des Einkommens und Vermégens
§§ 82 ff. i.V.m §43 SGB XII: Systematik

® Problemdarstellung:

Bei der Einkommensanrechnung ergeben sich durch unterschiedliche Regelun-
gen fur das Dritte und Vierte Kapitel des SGB XlI erhebliche Probleme, die unter
Umstanden zu einer uneinheitlichen und fir die Leistungsberechtigten benach-
teiligenden Rechtsanwendung fuhren. In der Vergangenheit wurden diverse
zusatzliche und unterschiedliche Nichtanrechnungsbestimmungen in § 82
SGB XII und §43 SGB Xl aufgenommen. Dadurch sind die Regelungen zum
Einkommen insgesamt unuUbersichtlich geworden. Es ist beispielsweise kein
sachlicher Grund dafur ersichtlich, die Bestimmung des § 43 Abs. 2 SGB Xl (Frei-
betrag von Kapitaleinktnften) nur auf Personen im Grundsicherungsbezug nach
dem Vierten Kapitel anzuwenden.

Auch bei der Berechnung des Leistungsanspruchs von Ehepaaren, die jeweils
nach den beiden unterschiedlichen Kapiteln Anspruch haben kénnen, kommt
es innerhalb einer Einstandsgemeinschaft nach §§27 bzw. 43 Abs. 1 Satz 2
SGB XllI zu unterschiedlichen Einkommensanrechnungen, wenn jeweils gleichar-
tige EinkUnfte vorhanden sind. Vom SGB Xl abweichende Bestimmungen zum
Einkommen sind auch im SGB I, z.B. beim Kindergeld, enthalten. Hierdurch
kommt es bei der Berechnung von sogenannten ,gemischten Bedarfsgemein-
schaften” zu erheblichen Problemen.

e [dsungsvorschlag:

Systematisch stringenter und fur die Rechtsanwendung Ubersichtlicher ware die
Verortung einer einheitlichen Einkommensregelung ausschlieBlich im ersten
Abschnitt des Elften Kapitels. Dafur kédnnten die Regelungen des §43 Abs. 2
und 3 SGB Xl gestrichen und in die allgemeinen Einkommensvorschriften tGber-
fihrt werden. Darilber hinaus sollte eine Regelung flr die Anrechnung bzw.
Nichtanrechnung von Kindergeld insbesondere bei volljahrigen Kindern inner-
halb und auBerhalb des elterlichen Haushaltes aufgenommen werden.

Absetzbetrage nach § 82 Abs. 3 und 6 sowie nach § 88 Abs.2 SGB XII

® Problemdarstellung:

Bei der Anwendung der Regelungen zur Anrechnung von Einkommen und des-
sen Absetzbetrdagen ergeben sich bei der Berechnung der Hilfen nach dem
Dritten und Vierten Kapitel SGB XII durch die unterschiedliche Verortung der
gesetzlichen Vorschriften erhebliche Schwierigkeiten. Problematisch gestaltet
sich in der Anwendungspraxis beispielsweise die Bereinigung des Einkommens
gemal3 §§ 82 ff. SGB XII. 8§ 82 und 88 SGB XII enthalten keine expliziten Rege-
lungen, ob die Absetzungsbetrage aus Erwerbseinkommen vom Bruttoeinkom-
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men oder von dem nach § 82 Abs. 2 SGB Xll bereinigten Einkommen zu berech-
nen sind. Bei Erwerbseinkinften und Einkdnften aus Werkstatten fur behinder-
te Menschen regelt § 82 Abs. 3 SGB Xll nicht, ob der Freibetrag unter Vorweg-
abzug aus § 82 Abs. 2 SGB XIl oder ohne Vorwegabzug berechnet wird. Streng
numerisch betrachtet, ware zuerst eine Absetzung nach Absatz 2 vorzunehmen
und dann der Freibetrag aus Erwerbstatigkeit zu berechnen. Auch hier gibt es
unterschiedliche Verfahrensweisen bei einzelnen Tragern.'” Regelungen hierzu
hat das BMAS im Rahmen der Bundesauftragsverwaltung bereits mit Rund-
schreiben 2014/2 vom 13. Februar 2014 fir das Werkstatteinkommen getrof-
fen. Danach ist Grundlage fur die Ermittlung des Freibetrages nach § 82 Abs. 3
Satz 2 SGB XlI das fur die Tatigkeit gezahlte Entgelt vor Absetzung von weiteren
Bestandteilen. Etwas anderes kann demnach auch nicht fur die Berechnung des
Freibetrages nach § 82 Abs. 3 Satz 1 SGB XII gelten. Die Berechnung des Abset-
zungsbetrages vom Bruttoeinkommen nach § 82 Abs. 3 Satz 1 SGB Xl wurde
auch durch BSG-Rechtsprechung (B 8 SO/24/16 R) bestatigt.

e [bsungsvorschlag

Der Deutsche Verein empfiehlt eine gesetzliche Klarstellung, dass fur die Be-
rechnung der Absetzbetrage das Einkommen nach § 82 Abs. 1 SGB XII (Brutto-
einkommen) vor Abzug der Einkommensbereinigung nach §82 Abs.2 SGB Xl
heranzuziehen ist. Winschenswert ware eine Klarstellung, ob die Einkommens-
freibetrage bei Erwerbstatigkeit (in oder auBerhalb einer Werkstatt fur behin-
derte Menschen) vom Bruttoeinkommen vor Steuern oder erst um die Betrdge
eines nach Abs. 2 bereinigten Einkommens abzusetzen sind. Des Weiteren sollte
fur Konstellationen, in denen die zusatzliche Altersvorsorge monatlich weniger
als 100,—€ betragt, eine Klarstellung erfolgen, dass lediglich der tatsachlich
anfallende Betrag fur die zusatzliche Altersvorsorge abzusetzen ist.

§ 82 Abs. 2-5 SGB XlI: Absetzbare Betrage — Vereinheitlichung der
Freibetrage des Dritten und Vierten Kapitels

e Problemdarstellung:

Nach § 82 Abs. 3 Satz 1 SGB XII durfen Leistungsberechtigte vom ersten hinzu-
verdienten Euro an 30 % von ihrem Einkommen aus selbststandiger und nicht-
selbststandiger Tatigkeit behalten, héchstens jedoch die Halfte des Regelsatzes
eines Alleinstehenden. Empfanger von Leistungen nach dem SGB Il dagegen
haben grundsatzlich einen Freibetrag von 100,—€ monatlich. Dazu kommt ein
Freibetrag, der sich aus einem gestaffelten Prozentsatz des Bruttoeinkommens,
das 100,-€ Ubersteigt, errechnet, und bis zu 230,—€ betragen kann. Insgesamt
betragt der Freibetrag fur Einkommen aus Erwerbstatigkeit maximal 330,-€.
Die eigenen Bemhungen zur Verringerung der Hilfebedurftigkeit von Empfan-
gern von Berechtigten nach dem SGB Xll sollten genauso anerkannt und hono-
riert werden wie diejenigen von erwerbsfahigen Leistungsberechtigten. Solange
keine gesundheitlichen Einschrankungen dagegen sprechen, kann eine Tatig-
keit einen wichtigen Zugang zur sozialen Teilhabe darstellen. Dies wirkt Risiken

17 Protokoll der Bund-Lénder-Besprechung am 15. Januar 2014 zu TOP 2.7, lbersandt vom BMAS mit Schreiben vom 14.
Februar 2014.
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einer Isolierung und Vereinsamung entgegen. Daher sollte es ebenso ein sozial-
politisches Ziel sein, die soziale Teilhabe auch durch Anreize bei der Erwerbsta-
tigkeit zu fordern.

e [bsungsvorschlag:
Der Deutsche Verein empfiehlt, die Freibetrdge im SGB Xl in Anlehnung an
diejenigen im SGB Il (§ 11b SGB Il) anzupassen.

§ 82 SGB Xl Anrechnung von Erstrenten/Rentenerh6hungen
(Anlehnung an §44 Abs. 1 Satz 4 SGB XII a.F.)

e Problemdarstellung:

In den Ausflhrungen zu §37a Abs.2 SGB XIl Darlehen bei am Monatsende
falligen Einkinften wird dargestellt, inwiefern Personen im Leistungsbezug der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung beim Ubergang in die Ren-
te finanzielle EinbuBen durch die nachschissige Auszahlung der gesetzlichen
Rente und der strikten Anwendung des Zuflussprinzips erleiden. Vergleichbare
negative Auswirkungen treten auch bei der jahrlichen Rentenanpassung auf.

Fur Personen mit kleinen Renten, die ihr Einkommen zur Sicherung ihres Exis-
tenzminimums mit Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung aufstocken mussen, ergeben sich keine finanziellen Vorteile, wenn
sich die gesetzlichen Renten erh&hen, da sich der Anteil der Grundsicherung im
gleichen MaBe verringert. Diejenigen, die ihre Rentenzahlungen erstmals ab 1.
April 2004 erhalten haben, erleiden im Monat der Rentenerhéhung sogar Ein-
kommenseinbuBen. Denn bei einer Rentenerhéhung zum 1. Juli wird der Erho-
hungsbetrag mittels automatisierter Rentenauskunft des Rentenversicherungs-
tragers an den Sozialhilfetrager schon am Anfang des Monats Juli bertcksichtigt
und auf die Grundsicherung angerechnet, obwohl die erhéhte Rente vom Mo-
nat Juli faktisch erst fir den Monat August zur Verfiigung steht (siehe Ausfih-
rungen zu § 37a Abs. 2 SGB XlI). Die Betroffenen haben dadurch nicht nur we-
niger Geld im Laufe des Monats Juli zur Verfliigung, sondern es ergibt sich auch
ein Fehlbetrag, der im laufenden Leistungsbezug nicht mehr ausgeglichen wird.
Im Ubrigen gilt dies tiber Renteneinkiinfte hinaus auch fur alle anderen Einkom-
mensarten im SGB XII.

Bis zum 1. Januar 2016 war im § 44 Abs. 1 Satz 4 SGB Xl alte Fassung geregelt,
dass sich eine Anderung, die nicht zu einer Beglinstigung der leistungsberech-
tigten Person fuhrt, erst ab dem Folgemonat auswirkt. Durch diese Regelung
kam es nicht zu der beschriebenen negativen Auswirkung der nachschussigen
Rentenauszahlung. Begriindet wurde die Streichung dieser Regelung mit der
Anpassung an das Dritte Kapitel des SGB Xl und an die Grundsicherung fur
Arbeitsuchende (SGB Il). Laut Gesetzesbegrindung habe es keine Rechtferti-
gung fur die bisherige Sonderregelung mehr gegeben.
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e [Osungsvorschlag:

Der Deutsche Verein empfiehlt, im §82 SGB XII eine (weitere) Ausnahmerege-
lung zum Zuflussprinzip zu schaffen'®, sodass der bestehende Widerspruch zum
Bedarfsdeckungsprinzip geldst wird. Anknipfungspunkt ist die vormalige Vor-
schrift in § 44 Abs. 1 SGB XIl. § 82 Abs. 1 SGB XII sollte um zwei Satze erganzt
werden, die regeln, dass regelmaBige Einklnfte, die in einem Kalendermonat
erstmals zuflieBen, und einmalige Einkinfte erst im Folgemonat zu bericksich-
tigen sind. Das sollte bei erstmaligem Leistungsbezug sowie bei Anderungen
wahrend des Leistungsbezugs gelten und auch im Falle von Einkinften, die
nicht zu einer Erhdhung des sozialhilferechtlichen Anspruchs fuhren.

18  Das SGB XII selbst hat auch weitere Ausnahmen vom Zuflussprinzip normiert, siehe § 82 Abs.7 Satz 1 SGB XIl.
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Deutscher Verein fiir 6ffentliche und private Fiirsorge e.\V.
— seit Uiber 130 Jahren das Forum des Sozialen

Der Deutsche Verein fur 6ffentliche und private Fursorge e.V. ist das gemeinsame
Forum von Kommunen und Wohlfahrtsorganisationen sowie ihrer Einrichtungen,
der Bundeslander, der privatgewerblichen Anbieter sozialer Dienste und von den
Vertretern der Wissenschaft fur alle Bereiche der Sozialen Arbeit, der Sozialpolitik
und des Sozialrechts. Er begleitet und gestaltet durch seine Expertise und Erfah-
rung die Entwicklungen u.a. der Kinder-, Jugend- und Familienpolitik, der Sozial-
und Altenhilfe, der Grundsicherungssysteme, der Pflege und Rehabilitation. Der
Deutsche Verein wird gefordert aus Mitteln des Bundesministeriums fur Familie,
Senioren, Frauen und Jugend.

Impressum

Herausgeber:

Deutscher Verein fur 6ffentliche und private Flrsorge e.V.
Michael Léher, Vorstand

Michaelkirchstr. 17/18

10179 Berlin

www.deutscher-verein.de

E-Mail info@deutscher-verein.de



	Einleitung
	Empfehlungen zu Regelungen des SGB XII im Einzelnen
	Zweites Kapitel: Leistungen der Sozialhilfe
	§ 19 Abs. 1–2 SGB XII Leistungsberechtigte
	§ 23 SGB XII Sozialhilfe für Ausländerinnen und Ausländer
	§ 23 Abs. 3a SGB XII: Darlehen für Fahrkosten

	Drittes Kapitel: Hilfe zum Lebensunterhalt
	§§ 27b, 42 SGB XII Weiterer notwendiger Lebensunterhalt in ­Einrichtungen
	§ 35 Abs. 2 SGB XII Bedarfe für Unterkunft und Heizung
	§ 37 SGB XII Ergänzende Darlehen
	§ 37a Abs. 2 SGB XII Darlehen bei am Monatsende fälligen Einkünften
	§ 39 SGB XII Vermutung der Bedarfsdeckung

	Viertes Kapitel: Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
	§ 42a Abs. 3 SGB XII Bedarfe für Unterkunft und Heizung
	§ 43 Abs. 2 SGB XII Freibetragsgrenze für Zinseinkünfte
	§ 45 SGB XII Feststellung der dauerhaften vollen Erwerbsminderung

	Elftes Kapitel: Einsatz des Einkommens und Vermögens
	§§ 82 ff. i.V.m § 43 SGB XII: Systematik
	Absetzbeträge nach § 82 Abs. 3 und 6 sowie nach § 88 Abs. 2 SGB XII
	§ 82 Abs. 2–5 SGB XII: Absetzbare Beträge – Vereinheitlichung der ­Freibeträge des Dritten und Vierten Kapitels
	§ 82 SGB XII Anrechnung von Erstrenten/Rentenerhöhungen ­(Anlehnung an § 44 Abs. 1 Satz 4 SGB XII a.F.)



